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Berichterstatterin Andrea Michaela Schartel: Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 

Minister! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich erstatte Bericht des Ausschusses 

für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zum Tagesordnungspunkt 29 über den 

Beschluss des Nationalrates vom 17. Juni 2021 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 

das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 und das Arbeitsmarktservicegesetz 

geändert werden.  

Es geht dabei im Wesentlichen um die Regelung der Kurzarbeit.  

Der Bericht liegt Ihnen schriftlich vor. Ich komme daher zur Antragstellung: 

Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der 

Vorlage mit Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des 

Nationalrates keinen Einspruch zu erheben.  

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 30, Bericht des Ausschusses für Arbeit, Soziales 

und Konsumentenschutz über den Beschluss des Nationalrates vom 17. Juni 2021 

betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Berufsausbildungsgesetz und das COVID-

19-Förderungsprüfungsgesetz (CFPG) geändert werden. 

Es geht darum, die Kurzarbeit für die Lehrlinge zu ermöglichen. 

Der Bericht liegt Ihnen ebenfalls schriftlich vor, ich komme daher zur Antragstellung.  

Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der 

Vorlage mit Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des 

Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Zum Tagesordnungspunkt 31 bringe ich den Bericht des Ausschusses für Arbeit, 

Soziales, Konsumentenschutz über den Beschluss des Nationalrates vom 17. Juni 

2021 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Mutterschutzgesetz 1979 geändert 

wird. Es geht dabei um die Regelung der Sonderfreistellung für Schwangere.  

Der Bericht liegt Ihnen ebenfalls schriftlich vor, ich komme daher zur Antragstellung.  

Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der 

Vorlage mit Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des 

Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Zum Tagesordnungspunkt 32 bringe ich den Bericht des Ausschusses für Arbeit, 

Soziales und Konsumentenschutz über den Beschluss des Nationalrates vom 17. Juni 

2021 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über eine COVID-19 

Förderung für betriebliche Testungen geändert wird. Es geht also um das betriebliche 

Testen. 
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Der Bericht liegt Ihnen ebenfalls vor, ich komme daher gleich zur Antragstellung.  

Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der 

Vorlage mit Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des 

Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Vizepräsidentin Doris Hahn, MEd MA: Ich danke für die Berichte. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Als Erste zu Wort gemeldet ist Frau Bundesrätin Andrea Michaela Schartel. – Bitte, 

Frau Bundesrätin. 

 


